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A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


1. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht Gunnar 
Matthöfer Myrdals, daß die Zahlung von Schmier- und 

Bestechungsgelder durch Finnen der Industrie- 
länder an Beamte und Politiker in Entwick- 
lungsländern die wirtschaftliche Entwicklung 
dieser Länder in erheblichem Ausmaß behin- 
dert? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


2. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 


Gedenkt die Bundesregierung, die zuletzt mit 
Wirkung vom 1. Oktober 1965 neu bestimm- 
ten Pfändungsgrenzen (§ 850 c ZPO) der wirt- 
schaftlichen Entwicklung entsprechend zu er- 
höhen? 


3. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß der 
in § 850 f Abs. 1 Buchstabe b ZPO genannte 
„besondere Umfang der gesetzlichen Unter- 
haltspflichten" durch eine ausdrückliche Be- 
rücksichtigung der Ausbildungskosten ergänzt 
werden sollte? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


4. Abgeordneter Sind die Informationstagungen, die im Rahmen 
Dr. Enders der politischen Öffentlichkeitsarbeit vom Pres- 

se- und Info rmations amt der Bundesregierung 
finanziert werden, staatspolitische Bildungs- 
veranstaltungen, für die den teilnehmenden 
Beamten Sonderurlaub gewährt wird? 


5. Abgeordneter Welche Folgerungen zieht die Bundesregie- 
Picard rung aus den Ergebnissen einer Untersuchung 

über den Zusammenhang zwischen Motorisie- 
rungsdichte und Lungenkrebs, die der seit- 
herige Leiter der Landesanstalt für Immis- 
sions- und Bodennutzungsschutz in Essen wäh- 
rend der Jahre 1960 bis 1968 unternommen hat, 
und in denen er zu der Erkenntnis kommt, 
daß die Häufigkeit von Lungenkrebs in direk- 
tem Zusammenhang mit der Kraftfahrzeug- 
dichte steht? 
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6. Abgeordneter 

Peters 

(Norden) 


7. Abgeordneter 
Peters 
(Norden) 


8. Abgeordneter 

Dr. Haack 


9. Abgeordneter 
Weigl 


10. Abgeordneter 
Weigl 


11. Abgeordneter 
Dr. Jobst 


Erblickt die Bundesregierung in den Ausfüh- 
rungen, die der niederländische Minister van 
Verkeer en Waterstaat, Bakker, während der 
Debatte über die Anlage der fehnkolonialen 
Schmutzwasser-Druckleitung in der niederlän- 
dischen Zweiten Kammer am 2. und 3. Dezem- 
ber 1970 machte, einen Anlaß, ihre Bereit- 
schaft zur Fortführung der zu diesem Gegen- 
stand geführten Regierungsverhandlungen ei- 
ner Überprüfung zu unterziehen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Aussage Bakkers, das Problem der Was- 
serverschmutzung in den Niederlanden dulde 
jetzt keinerlei Aufschub bei der Verwirkli- 
chung des Projektes mehr, einerseits als klare 
Absage an das Bemühen zu werten ist, in den 
Regierungsverhandlungen zu beiderseits be- 
friedigenden Vereinbarungen zu gelangen und 
andererseits nunmehr umgehend deutliche 
diplomatische Schritte der Bundesregierung 
notwendig macht? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach 
einem Beschluß des Bundesverwaltungsge- 
richts vom 23. Januar 1970 die Zeit des frei- 
willigen Arbeitsdienstes bei der Statusdienst- 
zeit nach § 53 des G 131 nicht mehr zu berück- 
sichtigen ist und die zuständigen Verwaltungs- 
behörden deshalb Versorgungsbezüge an Per- 
sonen, die nur unter Anrechnung des freiwil- 
ligen Arbeitsdienstes die Statusdienstzeit von 
10 Jahren erreichen, nicht mehr zahlen, und 
glaubt die Bundesregierung, daß die Einstel- 
lung der Zahlung der Versorgungsbezüge mit 
dem Vertrauensschutz des Bürgers in behörd- 
liche Bescheide vereinbar ist? 


Welche Folgerungen haben die Innenminister 
und Innensenatoren der Länder aus der Fest- 
stellung der Bundesregierung in der Frage- 
stunde vom 23. September 1970 gezogen, 
wonach einer Einführung der paritätischen 
Mitbestimmung in kommunalen Eigengesell- 
schaften rechtliche Hindernisse entgegenste- 
hen? 


Trifft es zu, daß die im Namens- und Vorle- 
sungsverzeichnis der Freien Universität Berlin 
für das Wintersemester 1970/71 angekündigten 
Vorlesungen über „marxistisch-leninistische 
Industriesoziologie 14 gegen die verfassungs- 
mäßige Ordnung des Grundgesetzes gerichtet 
sind? 

Ist der Bundesregierung die hohe Zahl der 
Anträge bekannt, die in diesem Jahr an die 
„Heimkehrer-Stiftung" auf Gewährung eines 
Darlehens gestellt worden sind? 
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12. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


Wird die Bundesregierung dafür Sorge tragen, 
daß nicht ungebührlich viele Darlehensgesuche 
abgelehnt werden müssen? 


13. Abgeordneter Ist in der Frage der Einleitung ungereinigter 
Sdiröder Abwässer aus der Provinz Groningen in das 

(Wilhelminenhof) Ems-Ästuar inzwischen eine Demarche an die 
Niederländische Regierung erfolgt und mit 
welchem Ergebnis? 


14. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung darüberhinaus in 
Schröder dieser Frage in dem Ems-Do Hart- Vertrag von 

(Wilhelminenhof) 1954 und dem EWG-Vertrag eine Grundlage, 
um notfalls gegen den Bau dieser Abwasser- 
leitung rechtliche Schritte einzuleiten? 


15. Abgeordneter Welche Erkenntnisse liegen aus den bereits 
Dr. Jahn bestehenden wissenschaftlichen Untersudnm- 

(Braunschweig) gen vor, und in welchem Umfang ist das Mate- 
rial von den von der Bundesregierung einge- 
richteten Heimatortskarteien und dem Bundes- 
ausgleichsamt bisher ausgewertet? 


16. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß 
entgegen von bekannt gewordenen Behaup- 
tungen die Deutsche Jugend des Ostens (DJO) 
weder an Aktionen der „Aktion Widerstand" 
noch an vorbereitenden Maßnahmen oder Ver- 
anstaltungen dieser Gruppe beteiligt gewesen 
ist? 


17. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den wach- 
Engholm senden Einfluß von Großverlegern auf dem 

schleswig-holsteinischen Zeitungsmarkt, nach- 
dem der Bauer-Verlag die Itzehoer „Rund- 
schau GmbH + Co. KG." übernommen, der 
Springer- Verlag die „Ahrensburger Zeitung" 
gekauft, eine 20°/oige Beteiligung an der „Ber- 
gedorfer Zeitung" und nun auch eine 20°/oige 
Beteiligung an den „Lübecker Nachrichten" er- 
worben hat? 


18. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die gegen den Wil- 
Engholm len der überwiegenden Mehrheit der Leser, 

Redakteure und nahezu aller schleswig-hol- 
steinischen Zeitungsverleger erfolgende Kon- 
zentration zum Anlaß nehmen, in verstärktem 
Maß Überlegungen zur Sicherung der Unab- 
hängigkeit der Redaktionen, aber auch vor- 
beugender Fusionskontrollen anzustellen? 


19. Abgeordneter Wieviel Bundesmittel stellt die Bundesregie- 
Zebisch rung nach dem Haushaltsplan 1971 wie nach 

der mittelfristigen Finanzplanung bis 1974 für 
die Spitzenfinanzierung im Sportstättenbau 
den Zonenrandgebieten zur Verfügung, und 
welcher Anteil fällt dabei auf das bayerische 
Zonenrand- und Grenzgebiet? 
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20. Abgeordneter Trifft es zu. daß der Bund im Zonenrandgebiet 

Dr. Riedl nur solche Sportanlagen fordert, bei denen 

(München) eine Mindestgrenze des Bundeszuschusses von 

50 000 DM in der Regel nicht unterschritten 
wird? 

21. Abgeordneter Reichen die von der Bundesregierung zur Ver- 

Dr. Riedl fügung gestellten Mittel aus, um alle Zu- 

(München) schuß anträge für den Sportstättenbau im Zo- 

nenrandgebiet zu bedienen oder besteht ein 
Abstand zwischen den Antragssummen und 
der Mittelzuweisung? 

22. Abgeordneter Trifft die im „Spiegel" vom 10. Oktober 1970 
Dr. Gleissner erhobene Behauptung zu, daß — „eingestan- 

„ denermaßen unter dem Einfluß der Interessen- 

vertreter . . . und infolge der Haushalts- 
schwierigkeiten des Bundes . . ." — die wich- 
tigsten von der Bundesregierung angekündig- 
ten Neuregelungen zur Bekämpfung der Um- 
weltschäden bis zum Jahre 1972 und „ Über- 
gangsregelungen " sogar bis 1975 hinausge- 
schoben werden? 

23. Abgeordneter Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
Dr. Gleissner regierung anläßlich der Forderungen der Ar- 
beitstagung der internationalen Arbeitsge- 
meinschaft der Wasserwerke im Rheinein- 
zugsgebiet, und ist die Bundesregierung bereit, 
die Kosten der Wasserschutzmaßnahmen „den 
Verschmutzern" aufzuerlegen? 

Welche Konsequenzen wird die Bundesregie- 
rung aus der Entscheidung des Bundesverwal- 
tungsgerichts vom 10. Dezember 1970 ziehen, 
wonach Beamte einen Anspruch auf Bezahlung 
von Überstunden haben, wenn der ihnen nach 
dem Bundesbeamtengesetz dafür zustehende 
Ausgleich durch Dienstbefreiung aus überge- 
ordneten öffentlichen Interessen nicht in ange- 
messener Frist gewährt werden kann? 

25. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung Pro- 
Dr. Miltner fessor Küchenhoffs, es wäre eine undemokra- 

tische und unfreiheitliche Usurpation, die Bür- 
ger der damals noch nicht als DDR verfaßten 
Teile Deutschlands außer für das Grundgesetz 
in seiner Vorläufigkeit und mit seinem an 
„das ganze deutsche Volk" gerichteten Wie- 
dervereinigungsgebot noch für die ganze Ver- 
fassungswirklichkeit oder gar für die jeweilige 
Regierungsmehrheit und ihre Regierungspoli- 
tik in der Bundesrepublik Deutschland in An- 
spruch zu nehmen, auf deren Auswahl und 
Bestimmung sie weder durch Wahlen und Ab- 
stimmungen noch durch Petitionen und andere 
Teilhaberrechte irgendeinen Einfluß nehmen 
können? 


24. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


26. Abgeordneter Bleibt die Bundesregierung, angesichts der 

Picard weit verbreiteten Kenntnis der Gefährlichkeit 

des Bleizusatzes im Benzin, der nur für Moto- 
ren mit hoher Verdichtung nötig ist, auf ihrem 
mehrmals erklärten Standpunkt, daß eine Re- 
form der Kraftfahrzeugsteuer mit dem Ziel 
einer Beseitigung der Hubraumsteuer erst im 
Zuge einer europäischen Steuerharmonisie- 
rung erfolgen soll? 

27. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 

Dr. Kempfier Wortlaut des § 2 Abs. 1 Nr. 1 c des Gasöl- 

Verwendungsgesetzes — Landwirtschaft in der 
Fassung vom 8. September 1969 (BGBl. I S. 
1589) die gemeinnützigen oder mildtätigen 
Zwecken dienenden Anstalten, deren Rechts- 
träger Gebietskörperschaften sind, ausschließt? 

28. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Dr. Kempfier diese ungleiche Behandlung gegenüber derar- 
tigen Anstalten dem Sinn des Gesetzes und 
dem Willen des Gesetzgebers entspricht? 

29. Abgeordnete Ist der Bundesregierung der Bericht im „Stern" 

Frau Lauterbach vom 5. Dezember 1970 über das seit Kriegs- 

ende ausschließlich von der US- Armee benutz- 
te Rasthaus am Chiemsee bekannt, und wie 
beurteilt sie ihn? 

30. Abgeordnete Entspricht es der Tatsache, daß das 340 Betten 
Frau Lauterbach Rasthaus seit Oktober bis zum 15. Mai 1971 

geschlossen ist, und kennt die Bundesregierung 
die Gründe dafür und für die Weigerung der 
Freigabe bzw. Mitbenutzung von deutscher 
Seite, die durch Steuergelder seit Jahren zum 
Unterhalt beiträgt, durch General James H. 
Polk in Heidelberg, Chef der US-Armee in 
Deutschland? 

31. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit — da noch kei- 

Dr. Jahn ne endgültige Global Schätzung der Vermö- 

(Braunsdiweig) gensverluste deutscher Bürger, Körperschaften 

des öffentlichen Rechts, Kapitalgesellschaften 
und sonstigen Einrichtungen in den von den 
Polen verwalteten deutschen Ostgebieten be- 
steht — eine vorläufige Aufstellung über die 
beim Bundesausgleichsamt, der Dienststelle 
für Auslands vermögen und dem Bundesarchiv 
vorliegenden Ergebnisse der Untersuchungen 
vorzulegen? 

32. Abgeordnetei Auf welche Weise wurden und werden die 

Dr. Meinecke Zinsen und andere Erträge aus dem ehemali- 

(Hamburg) gen reichseigenen Filmvermögen (Ufi-Vermö- 

gen) verwendet? 
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33. Abgeordneter Wie ist der Stand der Abwicklung und Ent- 

Raffert flechtung des ehemaligen reichseigenen Film- 

vermögens (Ufi- Vermögens) nach dem Gesetz 
vom 7. Juli 1953? 

34. Abgeordneter Unter welchen Bedingungen sind in der Bun- 

Matthöfer desrepublik Deutschland bei Auslandsgeschäf- 

ten gezahlte Schmier- und Bestechungsgelder 
als Betriebsausgaben steuerlich absetzbar? 

35. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 

Peiter die verschiedenartige Beheizung von bundes- 

eigenen Wohnungen für Bundeswehrangehö- 
rige unterschiedliche Belastungen der Mieter 
auftreten, und wie gedenkt die Bundesregie- 
rung in Zukunft für einen Ausgleich zu sor- 
gen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


36. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 

Fellermaier sache, daß sich der Preis für leichtes und 

schweres Heizöl in Süddeutschland im Ver- 
gleich zum November 1969 im November 1970 
bis zu 38 Prozent erhöht hat? 

37. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 

Feilermaier daß die Mineralölindustrie die derzeit ange- 

spannte Situation auf dem Weltenergiemarkt 
dazu nutzt, die Preise ohne Rücksicht auf die 
Verbraucher laufend anzuheben, wie dies auch 
in der bereits jetzt angekündigten Erhöhung 
um weitere 10 DM je Tonne ab Anfang näch- 
sten Jahres zum Ausdruck kommt? 

38. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Anga- 

Peters ben des Informationsdienstes AGRA EUROPE 

(Poppenbüll) vom 8. Dezember 1970, wonach die wichtig- 
sten Düngemittel in der Bundesrepublik 
Deutschland fast doppelt so teuer sind, wie sie 
im Ausland verkauft werden, und worauf ist 
dieser eklatante Unterschied zu Lasten unserer 
Landwirtschaft zurückzuführen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

39. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung, in den Höhen- 

Dr. Häfele gebieten, z. B. im Schwarzwald, eine Landwirt- 

schaft aufrechterhalten zu können, die im In- 
teresse der Allgemeinheit die notwendige 
Landschaftspflege auf die billigste Weise vor- 
nimmt, ohne daß der Landwirtschaft als Ent- 
gelt ein Bewirtschaftungszuschuß oder ein 
Erschwemiszuschlag für Milch gewährt wird? 
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40. Abgeordneter 
Dr. Häf eie 


41. Abgeordneter 
Dr. Abelein 


42. Abgeordneter 
Dr. Abelein 


43. Abgeordneter 
von Alten- 
Nordheim 


44. Abgeordneter 
von Alten- 
Nordheim 

45. Abgeordneter 
Dr. Früh 


46. Abgeordneter 
Susset 


47. Abgeordneter 
Susset 


48. Abgeordneter 
Niegel 


Wer sollte nach Ansicht der Bundesregierung 
einen Bewirtschaftungszuschuß oder einen Er- 
schwemiszusdilag finanzieren? 

Führt die als Folge des neuen Agrarförde- 
rungsprogramms der Bundesregierung zu er- 
wartende Reduzierung der landwirtschaftlichen 
Betriebe zu einer ernsthaften Gefährdung der 
Landschaftspflege? 

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung, zur Aufrechterhaltung der Land- 
schaftspflege zu ergreifen? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die Subventionierung der Trinkmilch in Frank- 
reich — besonders die jetzt gerade erfolgte 
weitere Erhöhung des Subventionssatzes — 
mit Artikel 24 der EWG-Marktordnung für 
Milch- und Milcherzeugnisse — VO 804/68 — 
in Einklang steht? 


Ist die Bundesregierung bereit, dieses nicht 
EWG-konforme Verhalten zu tolerieren? 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die Leistungsfähigkeit der deutschen Obst- 
und Gemüseverwertungsindustrie zu erhalten 
bzw. auszubauen, insbesondere auch um nach- 
teilige Rückwirkungen auf die deutsche Land- 
wirtschaft als Rohwarenlieferant für diesen 
Industriezweig zu vermeiden? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland als dem bedeu- 
tendsten Importland für Obst- und Gemüse- 
konserven die deutsche Obst- und Gemüse- 
verwertungsindustrie einen äußerst harten 
Verdrängungswettbewerb durch zunehmende 
Lieferungen von Obst- und Gemüsekonser- 
ven aus Drittländern mit Niedrig- und Nie- 
drigstlöhnen ausgesetzt ist? 

Welche Forderungen hat die Bundesregierung 
in den Verhandlungen des EG-Ministerrats an 
eine gemeinschaftliche Drittlandregelung für 
Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Ge- 
müse gestellt oder wird sie stellen, um der 
deutschen Obst- und Gemüseverwertungsin- 
dustrie einen zumutbaren und mit den anderen 
Partnerländern vergleichbaren Wettbewerb 
mit Einfuhren aus Drittländern zu gewährlei- 
sten? 

Trifft es zu, daß die UdSSR kein Interesse an 
deutschen Hähnchen zeigte, sondern 35 000 t 
Hähnchen in den Niederlanden aufgekauft hat? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


49. Abgeordnete 

Frau Dr. Diemer- 
Nicolaus 


50. Abgeordnete 

Frau Dr. Diemer- 
Nicolaus 


51. Abgeordneter 

Dr. Bardens 


52. Abgeordneter 

Röhner 


53. Abgeordneter 

Röhner 


54. Abgeordneter 

Pieroth 


55. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


56. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend 
der Entschließung des Deutschen Frauenrates 
vom 13. November 1970 alsbald einen Gesetz- 
entwurf vorzulegen, durch den wenigstens 
die dringendsten Notstände bei der unzurei- 
chenden sozialen Sicherung der Frauen beho- 
ben werden? 

Wird die Bundesregierung noch in dieser Le- 
gislaturperiode eine Gesamtkonzeption dar- 
über vorlegen, wie eine eigenständige soziale 
Sicherung der Frau erfolgen könnte? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, freischaf- 
fenden Künstlern eine Möglichkeit gesetzlicher 
Altersversorgung zu schaffen? 

Stimmt die Bundesregierung der Auffassung 
zu, daß die in der Verordnung zur Durchfüh- 
rung des § 30 Abs. 3 und 4 des Bundesversor- 
gungsgesetzes festgelegten Vergleichsmaß- 
stäbe für Angehörige des öffentlichen Dienstes 
durch die strukturellen Verbesserungen im 
Besoldungsrecht überholt sind? 

Ist die Bundesregierung bereit, diese Verord- 
nung alsbald an die geänderte Besoldungs- 
struktur im öffentlichen Dienst anzupassen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß viele 
Klagen von den Sozi algerichten nur deshalb 
als unbegründet abgewiesen werden müssen, 
weil die Wahrscheinlichkeit eines ursächlichen 
Zusammenhangs zwischen Arbeitsunfall und 
Krankheit nach dem derzeitigen Stand der 
medizinischen Wissenschaft nicht klar beant- 
wortet oder verneint werden kann, aber der 
Zweifel zuungunsten des Geschädigten ver- 
wertet wird, und ist die Bundesregierung be- 
reit, im Sozialrecht eine Bestimmung aufzu- 
nehmen, nach der bei Bestehen von medizini- 
scher Ungewißheit über den ursächlichen Zu- 
sammenhang zwischen Unfall und Krankheit 
zugunsten des Geschädigten nach dem Grund- 
satz „in dubio pro aegrotus" entschieden wer- 
den muß? 

Ist es richtig, daß die Bundesanstalt für Arbeit 
im Rahmen ihrer Berufsförderungsprogramme 
die Ausbildung von Flugzeugführern für die 
private Luftfahrt materiell fördert? 

Warum werden die vorgesehenen Leistungen 
Anspruchsberechtigten vorenthalten, die nach 
dem vorzeitigen Ausscheiden aus der Bundes- 
wehr eine Ausbildung für den Beruf eines 
Flugzeugführers anstreben? 
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57. Abgeordneter Welcher Auffassung ist die Bundesregierung , 
Peiter hinsichtlich der Prüfungsverfahren bei Hono- 

rarforderungen der Ärzte für Mitglieder von 
Pflicht- und Ersatzkassen und der sich daraus 
ergebenden finanziellen Konsequenzen für die 
Ärzte? 


58. Abgeordneter Welche Gründe bewegen die Bundesregierung, 
Dröscher die Kriegsopfergesetzgebung im Fall der Wit- 

wenversorgung nicht auch auf den Personen- 
kreis auszudehnen, der allein durch die Tat- 
sache, daß die Kriegsopfer nicht als gefallen, 
sondern als vermißt gemeldet worden waren, 
von der ansonsten möglichen Stahl helmtrau- 
ung und der damit verbundenen Witwenver- 
sorgung nach den jetzigen Richtlinien und 
überwiegend auch nach den jetzigen höchst- 
richterlichen Urteilen ausgeschlossen sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


59. Abgeordneter 
Schulte 
(Schwäbisch 
Gmünd) 


60. Abgeordneter 
Schulte 
(Schwäbisch 
Gmünd) 

61. Abgeordneter 
Horstmeier 


62. Abgeordneter 
Horstmeier 


63. Abgeordneter 
Maucher 


Hält die Bundesregierung eine Gleichbehand- 
lung wehrpflichtiger einziger Söhne gefallener 
Väter mit wehrpflichtigen einzigen Söhnen 
von 100°/oig kriegsbeschädigten Vätern bei 
der Befreiung vom Wehrdienst für gerecht- 
fertigt? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Befrei- 
ungsmöglichkeit des § 11 Abs. 2 des Wehr- 
pflichtgesetzes entsprechend zu erweitern? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß für eine 
Reihe von Wehrpflichtigen aus der Landwirt- 
schaft eine Benachteiligung entsteht, weil der 
zur Bundeswehr eingezogene Sohn zwar noch 
nicht urkundlich Betriebsinhaber ist und damit 
nach § 13 des Unterhaltssicherungsgesetzes u. 
a. nicht die Kosten für eine Ersatzkraft gestellt 
werden, obwohl er praktisch jedoch schon al- 
lein selbstverantwortlich den Betrieb leitet, 
entweder weil der Vater zu alt oder krank, 
oder die Mutter verwitwet ist? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, damit solche Betriebe ebenfalls in den 
Genuß der Ausgleichszahlungen gelangen, zu- 
mal in der Landwirtschaft der Betrieb in der 
Regel sehr spät erst überschrieben wird? 

Ist der Bundesregierung das Schreiben des 
Bundeswehrverwaltungsamtes vom 9. Septem- 
ber 1970 an die Wehrbereichsverwaltungen 
bekannt, wonach auf Seite 1 über die Befrei- 
ungsvorschrift bzw. Nichteinberufung von Söh- 
nen von Schwerkriegsbeschädigten und Krie- 
gerwitwen darauf hingewiesen wird, daß die 
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Befreiungsvorschrift bei einer Minderung der 
Erwerbsfähigkeit von 80% und mehr anzu- 
wenden sei und auf Seite 2, Absatz 2, mitge« 
teilt wird, „die Kreiswehrersatzämter sind an- 
gewiesen, bei einer Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit von mehr als 80% die persönliche 
Hilfsbedürftigkeit des Schwerkriegsbeschädig- 
ten ohne Prüfung zu unterstellen" ? 

64. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 

Maudier Bundesverteidigungsministerium im gleichen 

Schreiben mitteilt, daß nachgewiesen werden 
muß, daß die notwendige Unterstützung des 
Schwerbeschädigten tatsächlich durch den zur 
Einberufung anstehenden Sohn erfolgt? 

65. Abgeordnete Sind der Bundesregierung Fälle von Rausch- 
Frau Dr. Henze mittelmißbrauch in der Bundeswehr bekannt? 

66. Abgeordnete Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Frau Dr. Henze rung, um Rauschmittelmißbrauch in der Bun- 
deswehr zu verhindern? 

67. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 

Drösdier junge Beamte, die ihre Wehrdienstpflicht als 

Z-2-Soldaten freiwillig und länger als notwen- 
dig erfüllen, durch die laufbahnrechtlichen 
Bestimmungen benachteiligt werden, weil der 
§ 9 Abs. 7 Satz 4 in Verbindung mit § 13 Abs. 3 
des Arbeitsplatzschutzgesetzes in der Fassung 
vom 21. Mai 1968 die Anstellung zum Beam- 
ten auch schon vor Beendigung der Probezeit 
zu dem Zeitpunkt zuläßt, der durch die Wehr- 
dienstverzögerung gegeben ist, aber laut 
Runderlaß der Innenminister vom 22. März 
1968/1.33 diese Bestimmung des Arbeitsplatz- 
schutzgesetzes auf solche junge Beamte keine 
Anwendung findet, die als Z-2-Soldaten ihren 
Wehrdienst abgeleistet haben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

68. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung Programm 

Rollmann und Ablauf der Europäischen Jugenddelegier- 

tenkonferenz vom 2. bis 6. Dezember 1970 in 
München? 

69. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung nicht auch einen 

Varelmann Mißbrauch der Solidaritätsgemeinschaft darin, 

daß bei langanhaltendem Gebrauch von 
Rauschgiften und Drogen die Betreuung durch 
die Krankenversicherung erfolgt, und wäre 
hier nicht die Einschaltung der Sozialhilfe 
notwendig? 
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70. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Prinz zu Sayn- Weltgesundheitsorganisation allen Staaten 

Wittgenstein- empfiehlt, Arzneimittel, die langdauernd an- 

Hohenstein gewendet werden, nur nach einem abgeschlos- 

senen Krebsversuch zuzulassen? 

71. Abgeordneter Sind solche Versuche von Sachverständigen 

Prinz zu Sayn- vor der Zulassung der Arzneimittel Rifampi- 

Wittgenstein- eien und Rimactan verlangt worden, und aus 

Hohenstein welchen Gründen hat sich die Zulassungsbe- 

hörde über diese Forderung hinweggesetzt? 

72. Abgeordneter Aus welchen Gründen wurden das Europäische 

Alber Abkommen über gegenseitige medizinische 

Unterstützung auf dem Gebiet spezieller 
Behandlungen und thermo-klimatischer Hilfs- 
quellen und das Europäische Abkommen über 
den Austausch von Reagenzien zur Ermittlung 
von Blutgruppen, die beide im Juni 1962 unter- 
zeichnet wurden, bis heute noch nicht ratifi- 
ziert? 

73. Abgeordneter Sind die Arbeiten der laut Sozialbericht 1970, 

Ruf Teil A Nummer 93, von der Bundesregierung 

eingesetzten Experten-Kommission abgeschlos- 
sen, die die Regelsätze der Sozialhilfe und 
ihre Bemessungsgrundlage mit dem Ziel einer 
Leistungsverbesserung überprüfen sollte? 

74. Abgeordneter Wenn ja, ist die Bundesregierung bereit, über 

Ruf das Ergebnis zu berichten? 

75. Abgeordneter Wird die Bundesregierung den Bundesjugend- 

Niegel ring auch dann finanziell unterstützen, wenn 

die Bemühungen bestimmter Kreise, die SDAJ 
im Bundesring aufzunehmen und die kürzlich 
artikulierte Forderung der DGB-Jugend, die 
Deutsche Jugend des Ostens aus dem Bundes- 
jugendring auszuschließen, zum Erfolg kom- 
men? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

76. Abgeordneter Ist mit der Fertigstellung der inzwischen zur 

Dr. Bach Autobahn aufgestuften EB 1 in ihrem gesam- 

ten Verlauf zwischen Aachen und Düsseldorf 
im Jahre 1973 zu rechnen, und welche Zeitpla- 
nung ergibt sich aus der Sicht des Bundes? 

77. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die EB 1 

Dr. Bach Aachen — Düsseldorf in ihrem gesamten Ver- 

lauf zumindest in den ersten Fünfjahresplan 
gemäß § 5 des Gesetzentwurfes über den Aus- 
bau der Bundesfernstraßen in den Jahren 1971 
bis 1985 (Drucksache VI/1180) aufzunehmen, 
sofern keine Aussicht besteht, die vorgesehene 
Baumaßnahme 1973 abzuschließen? 
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78. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die Drucksache 
Dr. Hermesdorf VI/1441 des Landes Nordrhein-Westfalen be- 
(Schleiden) kannt, wonach die Landesregierung die Not- 

wendigkeit einer alsbaldigen Fertigstellung 
der EB 1 zwischen Aachen und Düsseldorf für 
die Strukturverbesserung im Aachener Grenz- 
raum anerkannt hat und für die Fertigstellung 
der einzelnen Abschnitte folgende Termine 
nannte: Hoengen — Aldenhoven 1972, Alden- 
hoven — Jackerath 1973, Hemmerden — Neuß 
1973? 


79. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die in der Landtags- 
Dr. Hermesdorf drucksache VII/135 vom Minister für Wirt- 
(Schleiden) schaft, Mittelstand und Verkehr des Landes 

Nordrhein- Westfalen im Oktober 1970 ge- 
machte Aussage, wonach die in Aussicht ge- 
nommenen Fertigstellungstermine für die ein- 
zelnen Streckenabschnitte der EB 1 Aachen — 
Düsseldorf — trotz der Verzögerung im Bau- 
beginn — nicht beeinträchtigt werden? 


80. Abgeordneter Treffen die Meldungen der Rhein-Zeitung 

Josten Koblenz vom 8. Dezember 1970 zu, daß man 

bei Untersuchungen für den Nordrhein- West- 
fälischen Generalverkehrsplan den die Länder- 
grenze überschreitenden Verkehr unberück- 
tigt gelassen habe? 


81. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Meinung der 

Josten Industrie- und Handelskammer Bonn, daß in 

Zusammenarbeit mit der Landesregierung von 
Rheinland-Pfalz der S-Bahn- Verkehr der Bun- 
desbahn das Gebiet Köln/Bonn mit der Rhein- 
strecke bis Koblenz verbinden soll? 


82. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, geeignete 
Engelsberger Maßnahmen zu treffen, um die für die baye- 
rische Verkehrswirtschaft und das Speditions- 
gewerbe seit längerem untragbar gewordenen 
Verhältnisse hinsichtlich der Güterabfertigung 
im bayerisch-österreichischen Gemeinschafts- 
bahnhof Salzburg zu verbessern? 


83. Abgeordneter 
Dr. Becker 
(Mönchen- 
gladbach) 


Aus welchen Gründen sind die Baumaßnah- 
men an der Verlängerung der Autobahn B 7, 
die von Düsseldorf bis zum Neersener Kreuz 
fertiggestellt wurde, weiter nach Westen bis 
Winkeiner Kreuz eingestellt worden, trotzdem 
diese Autobahn in der 1. Dringlichkeitsstufe 
des Bundesplanes für den Ausbau der Bundes- 
femstraßen aufgeführt ist, und ist sich die 
Regierung darüber klar, daß sich durch die 
starke Verzögerung des weiteren Ausbaus 
schwerwiegende negative wirtschaftliche Kon- 
sequenzen für das Gebiet Mönchengladbach, 
Rheydt und Viersen (mit einer Einwohnerzahl 
von rd. 400 000 Menschen) ergeben? 
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84. Abgeordneter Kann der ursprünglich vorgesehene Baubeginn 

Dr. Becker an der „Westtangente" Mönchengladbach an 

(Mönchen- dem Stück Dülken über Winkeln bis Mönchen- 

gladbadi) gladbach-Holt (B57) im Jahre 1971, der an- 

scheinend in Frage gestellt ist, nicht aufrecht 
erhalten werden, und bleibt auf jeden Fall 
gewährleistet, daß dieser wichtige Bauab- 
schnitt der „Westtangente" im Jahre 1973 voll- 
endet sein wird? 

85. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in allen öffent- 

Pieroth liehen Telefonzellen die technischen Voraus- 

setzungen dafür zu schaffen, daß Benutzer der 
Telefonzellen von anderen Fernsprechteilneh- 
mern in den Telefonkabinen angerufen wer- 
den können? 

86. Abgeordneter Wird die Bundesregierung im Hinblick auf die 

Storm Erweiterung der EWG durch den Beitritt skan- 

dinavischer Länder die Planungen für die Ver- 
kehrsbereiche in Schleswig-Holstein (vor al- 
lem Femstraßenbau, Elektrifizierung der Bun- 
desbahnstrecken, Ausbau des Flughafens Kal- 
tenkirchen, Bau der Fehmarn-Lolland-Brücke, 
Ausbau der Häfen an Nord- und Ostsee bzw. 
am Nord-Ostsee-Kanal) überprüfen und evtl, 
neu gestalten, um dann der erweiterten „Brük- 
kenfunktion" Schleswig-Holsteins gerecht zu 
werden? 

87. Abgeordneter Wieweit sind dahin gehende Besprechungen 

Storm schon mit dem Land Schleswig-Holstein ge- 

führt worden? 

88. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, durch Ermäßi- 

Erpenbeck gung der Anschluß gebühr und Senkung der 

Grundgebühr für Telefonanschlüsse für allein- 
lebende ältere Menschen, den Auftrag des 
Gesetzgebers aus dem Jahre 1961 zu konkreti- 
sieren „Schwierigkeiten, die durch das Alter 
entstehen, zu überwinden und Vereinsamung 
im Alter zu verhüten" (§ 75 BSHG)? 

89. Abgeordneter Schließt sich die Bundesregierung der Auffas- 

Erpenbeck sung an, daß die verstärkte Einrichtung von 

Telefonanschlüssen für alleinlebende ältere 
Menschen eine wünschenswerte und notwen- 
dige Hilfe bedeuten würde? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


90. Abgeordneter Trifft es zu, daß im gesamten Bundesgebiet 
Dr. Schmitt- bisher nur 44 Lehrverträge für Daten verarbei- 
Vockenhausen tungskaufleute abgeschlossen wurden? 
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91. Abgeordneter 

Sdiirmer 


92. Abgeordneter 
Schirmer 


93. Abgeordneter 
Dr. Haack 


94. Abgeordneter 

Meister 


95. Abgeordneter 
Meister 


96. Abgeordneter 
Dr. Meinecke 
(Hamburg) 


97. Abgeordneter 

Raffert 


98. Abgeordneter 
Zebisch 


99. Abgeordneter 

Hansen 


In welcher Weise will die Bundesregierung 
ihr Schulsportprogramm, das der Parlamenta- 
rische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft im Sonderausschuß 
für Sport und Olympische Spiele erläuterte, 
verwirklichen? 

Hat oder wird die Bundesregierung das Schul- 
sp ortprogramm mit dem Deutschen Sportbund 
beraten? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Kultus- 
ministern (-Senatoren) der Länder zu empfeh- 
len, mehr als bisher im Sozialkundeunterricht 
der Schulen Diskussionen der Schüler mit 
Politikern zu veranstalten? 

Sind der Bundesregierung Pressemeldungen 
bekannt, denen zufolge das in Leopoldshafen 
bei Karlsruhe liegende Transurane-Institut 
nach Ispra/Italien verlegt werden soll, und 
billigt die Bundesregierung eine derartige 
Maßnahme, oder was gedenkt sie dagegen zu 
unternehmen? 

Ist sich die Bundesregierung über die Folgen 
einer Verlegung, also der erneuten Investi- 
tionskosten, Personalschwierigkeiten und Fort- 
bestand der Europäischen Schule in Karlsruhe 
im klaren? 

Wie erklärt die Bundesregierung, daß die 
Verwirklichung der schon am 30. Juni 1970 
vorgelegten entscheidungsreifen Beschlüsse 
des vorbereitenden Ausschusses der Kultus- 
ministerkonferenz zum Fernstudium im Me- 
dienverbund erneut verzögert wurden? 

Welche Vorschläge gedenkt die Bundesregie- 
rung in der Bund-Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung zu machen, um das Fernstudium 
im Medienverbund zu verwirklichen, und mit 
welchen finanziellen Mitteln ist sie bereit, sich 
hieran zu beteiligen? 

Was unternimmt die Bundesregierung, um 
Kommunalpolitiker aus kleineren und mitt- 
leren Städten mit dem Konzept der Gesamt- 
schule vertraut zu machen und zu Schulver- 
suchen anzuregen, und wieviel Gesamtschul- 
versuche konnte sie auf diesem Wege bereits 
anregen? 

Wie kann die Bundesregierung sicherstellen, 
daß die in der Bundesrepublik Deutschland 
erworbenen Zeugnisse griechischer Gastarbei- 
terkinder in ihrem Heimatland anerkannt wer- 
den, auch wenn sie nicht von junta-freund- 
lichen Lehrern und/oder „Sonderschulen" aus- 
gestellt wurden? 
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100. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Hansen rang, den Gebrauch von Lehrbüchern für Gast- 

arbeiterkinder, die eindeutig und offenkundig 
eine Verherrlichung des Fachismus zum Inhalt 
haben, sofort zu untersagen, ohne die von der 
Bundesregierung in der Fragestunde vom 
16. Oktober 1970 angekündigte zeitraubende 
Detailüberprüfung auf Verfassungskonformität 
aller Bücher abzuwarten und damit diese Kin- 
der tagtäglich einer demokratiefeindlichen Er- 
ziehung auszusetzen? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


101. Abgeordneter Auf Grund welcher Gesetze oder Gesetzes- 
Dr. Früh Vorlagen kommt der Bundesminister Prof. 

Ehmke in seinem Interview zum Zeitgesche- 
hen (SWF vom 6. Dezember 1970) zu dem 
Ergebnis, daß die Bundesregierung die Alters- 
hilfe neu geregelt und die Krankenkassenver- 
sicherung für Landwirte im zurückliegenden 
Jahr eingeführt habe? 


102. Abgeordneter 

Freiherr 
von und zu 
Guttenberg 


Ist der Bundesminister Ehmke tatsächlich der 
Auffassung, wie dies aus seinem Interview 
vom 6. Dezember 1970 hervorzugehen scheint, 
daß jeder, der in unserem Volk die Hoffnung 
auf eine friedliche und einvernehmliche Ände- 
rung des gegenwärtigen Status quo der Oder- 
Neisse-Linie im Rahmen einer den europäi- 
schen Zielsetzungen entsprechenden friedens- 
vertraglichen Regelung für ganz Deuschland 
bewahrt, „mit dem Kriege spielt"? 


103. Abgeordneter Würde die Bundesregierung auch bereit sein, 
Dr. Miltner einen Beitrag im Bulletin zu veröffentlichen, in 

welchem die Verfassungswidrigkeit des War- 
schauer Vertrages vertreten wird? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


104. Abgeordneter 
Riedel 
(Frankfurt) 


Sind während der Verhandlungen in Moskau 
und Warschau, die zu den Verträgen vom 
12. August und 18. November dieses Jahres 
führten, den Verhandlungspartnern mündliche 
oder schriftliche Zusicherungen gegeben wor- 
den, in der Bundesrepublik Deutschland le- 
bende Emigranten und deren Organisationen 
in der Ausübung ihrer durch Gesetz verbürg- 
ten Rechte einzuschränken, insbesondere im 
Rahmen der freien Meinungsäußerung, im 
Bereich des Vereinsrechts oder des Versamm- 
lungsrechts? 


16 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadle VI/ 1581 


105. Abgeordneter 

Bonn 


106. Abgeordneter 
Bonn 


107. Abgeordneter 
Engelsberger 


108. Abgeordneter 

Dr. Wagner 
(Trier) 


109. Abgeordneter 

Breidbach 


110. Abgeordneter 
Wohlrabe 


111. Abgeopdheter 
Dr. Klepsch 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß im 
nächsten Jahr die Schutzfrist für das in Genf 
befindliche Grab des einzigen Friedensnobel- 
preisträgers aus der Weimarer Zeit, Professor 
Dr. Ludwig Quidde, abläuft, der als Emigrant 
in größter Armut starb, so daß die Internatio- 
nale Liga für Menschenrechte seinerzeit die 
Mittel für eine würdige Beisetzung aufbringen 
mußte? 

Sieht es die Bundesregierung als ihre Ehren- 
pflicht an, die Kosten für die weitere Aufrecht- 
erhaltung der Grabstelle und ihre würdige 
Instandhaltung in Zukunft zu übernehmen? 


Ist die Bundesregierung bereit, bei Lieferun- 
gen von Gütern von erheblichem strategischen 
Wert, wie z. B. einem LKW- Werk in den Ost- 
block, unsere Verbündeten zu konsultieren, 
um zu einer gemeinsamen Haltung zu kom- 
men? 


Welchen Anlaß hat der Bundesaußenminister 
zu seiner Behauptung (Bulletin vom 21. Okto- 
ber 1970): „Mir scheint, daß starke Kräfte in 
unserer parlamentarischen Opposition vor die- 
ser europäischen Verantwortung der Bundes- 
republik Deutschland zurückschrecken"? 


Hat der Bundesaußenminister in seiner Be- 
hauptung über die geänderte sowjetische Pro- 
paganda, „Der Ton ist anders, die Kritik an 
der Bundesrepublik Deutschland sachlicher ge- 
worden, gemeinsame Interessen werden her- 
ausgestellt, das Trennende tritt zurück 1 ' die 
schweren Angriffe gegen die CDU/CSU außer 
acht gelassen (siehe Bulletin vom 12. Oktober 
1970)? 


Welche geschichtliche Kenntnis hat es dem 
Bundesaußenminister möglich gemacht, in sei- 
ner Rede vor dem Außerordentlichen Parteitag 
der FDP (siehe Bulletin der Bundesregierung 
vom 21. Oktober 1970) folgende Feststellung 
zu treffen: „Das Moskauer Abkommen hat 
zum ersten Mal nach 1949 annehmbare Zwi- 
schenregelungen für Berlin bis zur endgültigen 
Regelung der deutschen Frage zum ernsthaften 
Gesprächsgegenstand gemacht"? 


Welche objektiven politischen Einsichten er- 
lauben es dem Bundesaußenminister, in seiner 
Rede vom 17. Oktober 1970 zu behaupten: 
„Unsere Verantwortung für die Erhaltung und 
Sicherung des europäischen Friedens wächst. 
. . . diese Verantwortung (hatten wir natür- 
lich) schon immer, wir haben sie nur nicht oder 
doch nicht in ausreichendem Maße wahrge- 
nommen."? 
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112. Abgeordneter Welche Bestimmungen des deutsch-sowjeti- 
Baron sehen Vertrages hatte der Bundesaußenmini- 

von Wrangel ster im Auge, wenn er in seiner Parteitagsrede 
vom 17. Oktober 1970 (siehe Bulletin Nr. 142) 
behauptet: „Moskaus Verzicht auf seinen 
angeblichen oder tatsächlichen einseitigen 
Rechtsanspruch gegenüber der Bundesrepu- 
blik Deutschland . . ."? 


113. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung amerikani- 

Dr. Becher sehe Stimmen, die befürchten, sie helfe der 

(Pullach) Sowjetunion durch bestimmte Zusagen auf 

dem Gebiet wirtschaftlicher und wissenschaft- 
licher Kooperation jene Engpässe zu beseiti- 
gen, die einem weiteren Anwachsen des so- 
wjetischen Militär-Potentials und der dadurch 
gegebenen Bedrohung der USA im Wege ste- 
hen? 

1 14. Abgeordneter Ist es nicht ein Widerspruch, wenn die Bundes- 

Dr. Becher regierung einerseits für die ungeschmälerte 

(Pullach) europäische Präsenz amerikanischer Streit- 

kräfte plädiert, andererseits aber der Sowjet- 
union durch Projekte von der Art der mit 
Mercedes-Hilfe geplanten LKW-Produktion 
eine Unterstützung gewährt, die sich früher 
oder später, direkt oder indirekt, militärisch 
gegen die amerikanischen Streitkräfte und das 
von ihnen getragene Westbündnis auswirken 
kann? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter Wie weit sind die Bemühungen der Bundes- 
Drösdier regierung gediehen, die seit der Nachkriegs- 

zeit eingeschränkten Rechte der deutschen 
Eigentümer landwirtschaftlicher Grundstücke 
auf jenseits der Grenze zu Frankreich im Raum 
Bergzabern — Weißenburg liegenden Parzellen, 
die seinerzeit unter Sequester standen, wieder 
voll herzustellen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


2. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Untersuchungen für 

Zebisch die Entwicklung von Müllbeseitigungsanlagen 

in kleineren und mittleren Gemeinden in Auf- 
trag gegeben, und welches Ergebnis zeichnet 
sich heute bei diesen Forschungs- und Entwick- 
lungsaufgaben national wie international ab? 

3. Abgeordneter Wie sollen sich Antragsteller nach dem Be- 

Dröscher weissicherungs- und Feststellungsgesetz ver- 

halten, wenn bei Anträgen auf Feststellung 
und Beweissicherung von den zuständigen 
Landratsämtem die Vorlage von Erbscheinen 
verlangt wird, aber es bei dem z. Z. von Amts- 
stellen der DDR geübten Verhalten unmöglich 
ist, Erbscheine in die Bundesrepublik Deutsch- 
land übersandt zu erhalten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


4. Abgeordneter Wie verteilen sich schätzungsweise die ersten 

Dichgans beruflichen Positionen eines Jahrgangs juri- 

stischer Assessoren auf Justiz, Anwaltschaft, 
öffentliche Verwaltung, Hochschulen und son- 
stige Arbeitsplätze in Wirtschaft und Gesell- 
schaft? 

5. Abgeordneter Ist die Bundesregierung im Hinblick auf eine 

Dichgans weitere Reform des Bundesverfassungsgerichts 

mit dem Ziel der Umwandlung in ein Einheits- 
gericht bereit, feststellen zu lassen, wie groß 
die Zahl der Rechtsfälle ist, die alljährlich im 
Supreme Court in Washington eingehen und 
wieviel davon durch eine Plenarentscheidung 
dieses Gerichts erledigt werden? 
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6. Abgeordneter Sind Informationen zutreffend, wonach Lan- 

Erhard desjustizministerien oder Generalstaatsanwäl- 

(Bad Schwalbach) te (ein Generalstaatsanwalt) für ihren Zustän- 
digkeitsbereich Empfehlungen oder gar An- 
weisungen gegeben haben, Anklagen nach 
§ 184 StGB nicht zu erheben? 

7. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Erhard ein solches Verhalten im Rahmen des Legali- 

(Bad Schwalbach) tätsprinzips des geltenden Strafverfahrensrech- 
tes zulässig ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


8. Abgeordneter In welchen Bundesländern wurden Infrastruk- 
Weigl turmaßnahmen finanzschwacher Gemeinden im 

Zonenrandgebiet bis zu 100°/o der Kosten aus 
Bundesmitteln gefördert, wie das nach einer 
Leserzuschrift des Leiters der Unterabteilung 
Strukturpolitik im Bundeswirtschaftsministeri- 
um in der „Welt" vom 23. Oktober 1970 mög- 
lich sein soll? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

9. Abgeordneter Wird die Bundesregierung einem Vorschlag 
Weigl der Bundeskonferenz der Arbeitsgemeinschaft 

der Frauen in der SPD folgen, wonach auf 
Kosten der Krankenkassen jede Frau berech- 
tigt sein soll, ihre Schwangerschaft in einer 
staatlich anerkannten Frauenklinik oder durch 
einen fachlich vorgebildeten Arzt unterbrechen 
zu lassen? 

10. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die wit- 

Pleroth terungsabhängigen Betriebe der Hartstein- 

branche und ihre Arbeitnehmer in wirtschaft- 
liche Nachteile geraten, weil die Betriebe bei 
schlechtem Wetter nicht in der Lage sind, den 
Arbeitnehmern den Verdienstausfall zu erset- 
zen, der infolge des Produktionsstillstandes 
eintritt, und ist die Bundesregierung bereit, 
deshalb die Schlechtwettergeldregelung des 
Ärbeitsförderungsgesetzes auch auf Betriebe 
der Hartsteinbranche auszudehnen? 

11. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 

Wuwer daß deutsche Angehörige der ehemaligen in- 

ternationalen freiwilligen Brigaden in Spanien 
versorgungsrechtlich schlechter gestellt wer- 
den als die Angehörigen der ehemaligen Legi- 
on Condor? 
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12 . Abgeordneter Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 

Wuwer den Dienst in den Internationalen Brigaden 

als Ersatzzeit auf die Rente anzurechnen? 

13. Abgeordneter Wie erklärt sich die Bundesregierung, daß die 

Schröder Arbeitsamtsbezirke Emden und Leer mit einer 

(Wilhelminenhof) Arbeitslosenquote von 2,8% bzw. 2,7% erneut 

an der „Spitze“ in der Bundesreplubik Deutsch’ 
land liegen, und daß diese Quote trotz aller 
Strukturförderungsmaßnahmen in diesen Be- 
zirken unverändert zu 1969 geblieben ist? 

14. Abgeordneter Welche Konsequenzen hat die Bundesregie- 

Schröder rung aus der inzwischen abgeschlossenen „Ost- 

( Wilhelminenhof) friesland-Studie" bezüglich der Arbeitsmark t- 

und Berufsanalyse im dortigen Raum gezogen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


15. Abgeordneter Wird die Bundesregierung dem Vorschlag der 

Jung WB IV, für das Vers.Kdo 860 einen Neubau 

errichten zu lassen, folgen, und — gegebenen- 
falls — bis wann wird mit der Fertigstellung 
gerechnet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


16. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Teilneh- 

Pieroth mer eines Vorkurses in Kollegs in Mainz, 

Speyer, Koblenz und Kiel nicht das für Berufs- 
aufbauschulen vorgesehene höhere Stipendi- 
um nach dem Ausbildungsförderungsgesetz 
erhalten können, obwohl Ausbildungsgang 
und Ausbildungsziel dieser Vorkurse denen 
der Berufsaufbauschulen entspricht? . 

17. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, solchen Wehr- 

Jung pflichtigen, die während der Ableistung des 

Wehrdienstes auch dann zur Impfung gezwun- 
gen werden, wenn dagegen wegen einer Impf- 
empfindlichkeit erhebliche Bedenken bestehen, 
für den Fall von auftretenden Impf Schädigun- 
gen einen entsprechenden Schadenersatz zu 
leisten und dies auch dann zu tun, wenn ge- 
sundheitliche Schäden auftreten, die auf eine 
allergiebedingte Unterlassung der Impfung 
' zurückzuführen sind? 
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Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


18. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß die 
Dr. Beermann zwischen Oldesloe und Ratzeburg verlaufende 

B 208 eine der unfallträchtigsten Straßen in 
Schleswig-Holstein ist, und welche Maßnah- 
men hat die Bundesregierung bis jetzt unter- 
nommen, und welche Maßnahmen wird sie in 
Zukunft unternehmen, um den Ausbau der 
B 208 voranzutreiben, der auch deswegen not- 
wendig ist, um im Falle der Öffnung eines 
Grenzübergangs zur DDR im Raum Ratzeburg 
eine annehmbare Straßenverbindung in das 
Landesinnere anbieten zu können? 

19. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf den 
Dr. Beermann schleswig-holsteinischen Minister für Wirt- 
schaft und Verkehr dahin gehend einzuwirken, 
daß der Baustopp auf der B 207 — soweit sie 
die Umgehungsstraße um Mölln erfaßt — bald- 
möglichst aufgehoben wird, weil der gegen- 
wärtige Baustopp zu einer unerträglichen Ver- 
kehrssituation in der Innenstadt Mölln geführt 
hat, und die Landesregierung den Kneipp- und 
Kurort Mölln offenbar erst dann als Heilbad 
anerkennen will, wenn die Umgehungsstraße 
fertiggestellt worden ist? 

20. Abgeordneter Wann ist mit dem Beginn des Ausbaus der 
Dr. Schmitt- Ortsumgehung Raunheim im Zuge des Aus- 
Vockenhausen baus der B 43 zu rechnen? 

21. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine 

Dr. Schmitt- weitere Verzögerung des Ausbaus der Orts- 

Vockenhausen umgehung eine besonders schwere Belastung 

für die Bevölkerung bedeuten würde? 

22. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn im 

Dr. Probst Bereich der Gemeinde Planegg einen Bahnhof 

errichtet, ohne die kommunalen Behörden vor- 
her zu informieren? 

23. Abgeordneter Wenn ja, was gedenkt die Bundesregierung 

Dr. Probst zu tun, um künftig derartige Vorgänge zu 

vermeiden? 

24. Abgeordneter In welchen Abschnitten (räumlich und zeitlich) 

Biechele und mit welchem Finanzaufwand soll die Auto- 

bahn Stuttgart — westlicher Bodensee ausge- 
baut und vollendet werden? 

25. Abgeordneter Welche Auswirkungen für den Bau der Auto- 

Biediele bahn Stuttgart — westlicher Bodensee sind da- 

mit verbunden, daß nach dem erst kürzlich 
erstellten Bedarfsplan für den Ausbau der 
Bundesfemstraßen (bis 1985) Baden-Württem- 
berg für den 1. Fünf jahresplan (bis 1975) 
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26. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


27. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


28. Abgeordneter 
Zebisdi 


29. Abgeordneter 

Schiller 

(Bayreuth) 


30. Abgeordneter 
Schiller 
(Bayreuth) 


31. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 


15,15% der Straßenbaumittel des Bundes er- 
halten soll, für den Neubau von Bundesauto- 
bahnen aber nur 10,91% zur Verfügung stehen 
sollen, ein Prozentsatz, der zudem erst in der 
zweiten Hälfte des 1. Fünfjahresplans erreicht 
wird (Prozentsatz für 1971: 8,81!) und damit 
befürchtet werden muß, daß sich wegen der zu 
erwartenden Preissteigerungen, die in den ver- 
gangenen zwölf Monaten im Straßenbau 
durchschnittlich 18% betrugen, eine geringere 
Bauleistung ergeben wird [vgl. Antwort des 
Bundesministers für Verkehr vom 31. Okto- 
ber 1970 — Drucksache VI/1364 — auf die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) u. a. zum Bundesfem- 
straßenbau in Baden-Württemberg]? 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
geben, ob und in welchem prozentualen Um- 
fang die elektrifizierten Strecken der Bundes- 
bahn von den Ländern mitfinanziert wurden? 

Wie hoch sind die anteiligen Kosten des Lan- 
des Niedersachsen bei der Elektrifizierung der 
Strecke Lehrte — Braunschweig — Helmstedt 

veranschlagt? 

Kann in Zukunft jeder übergeordnete Schwer- 
punkt im Rahmen der regionalen Aktionspro- 
gramme damit rechnen, in das Luftnahver- 
kehrsnetzprogramm des Bundesministers für 
Verkehr einbezogen zu werden, und welche 
weiteren Schritte sind bei den regionalen Ak- 
tionsprogrammen Bayerns geplant? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
auf die oberste Baubehörde in München ein- 
zuwirken, daß der Ausbau der Bundesstraße 
303 von Marktredwitz nach Schimding konti- 
nuierlich fortgesetzt werden kann? 


Welche Pläne hat die Bundesregierung für den 
Ausbau der Bundesstraße 303 zwischen Bay- 
reuth und Schimding, die für den Norden und 
Westen der Bundesrepublik Deutschland die 
kürzeste Verbindung in das Dreibädereck 
Karlsbad/Marienbad/Franzensbad und nach 
Prag ist? 


Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend 
dem Ergebnis einer Besprechung zwischen 
einem Vertreter des Bundesverkehrsministe- 
riums und der obersten Baubehörde in Mün- 
chen, bei der Planung und beim Bau neuer 
Bundesautobahnen, die durch waldreiche Ge- 
genden führen, die Errichtung von Wildschutz- 
zäunen mit vorzusehen, die bis zur Anpassung 
der Umwelt an die neue Straße Wildunfälle im 
Straßenverkehr verhindern sollen? 
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32. Abgeordneter Haben die diesbezüglichen notwendigen Ge- 
Schmidt spräche betreffend Bereitstellung entsprechen- 

(Kempten) der sichex nicht hoher Mittel durch das Bun- 

desfinanzministerium bereits zu einem positi- 
ven Ergebnis geführt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


33. Abgeordneter Ist der Bundesminister für Städtebau und 

Meister Wohnungswesen bereit, auf meinen Brief vom 

30. Juli 1970 betr. interkommunale Planung 
Bilfingen, Königsbach, Stein eine positive Stel- 
lungnahme abzugeben? 

34. Abgeordneter Ist mit einer solchen Stellungnahme für das 

Meister Haushaltsjahr 1971 zu rechnen? 


Bonn, den 11. Dezember 1970 
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